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Bundestagswahl 2005

n 
Pfl ege- und Rentenversicherung zur 
solidarischen Bürgerversicherung

n Einbeziehung aller Erwerbstäti-
gen in die Solidarsysteme

n stärkere Einbeziehung höherer 
Arbeitseinkommen
n Einbeziehung von Einkommen 
aus großen Geld- und Kapitalver-
mögen
n Weniger Zusatzbelastungen für 
Versicherte

Für eine zukunftssichere 
Sozialversicherungtagswahl entscheidet sich auch die 

Frage des Systemwechsels bei der 
Krankenversicherung. 

Während SPD, Grüne und das Links-
bündnis aus PDS und WASG grund-
sätzlich das Modell einer solidarischen 
Bürgerversicherung favorisieren, set-
zen Union und FDP auf radikale Leis-
tungskürzungen, Privatisierung und in 
vielen Bereichen auf einen endgültigen 
Ausstieg aus den Solidarsystemen. 

Kommt die sogenannte Kopfpau-
schale der Union, zwischenzeitlich ver-
harmlosend in „Gesundheitsprämie“ 
umgetauft, wäre dies eine Zerschla-
gung der sozialen Krankenversiche-
rung. Der Arbeitgeberanteil zur Kran-
kenversicherung soll bei 6,5 Prozent 
eingefroren werden. Er wäre damit 
dauerhaft begrenzt und künftige Kos-
ten- und Beitragssteigerungen im Ge-
sundheitswesen müssten alleine von 

Diese Pläne weisen zudem eine Finan-
zierungslücke von 14,6 Milliarden Euro 
auf, die über zusätzliche Steuereinnah-
men ausgeglichen werden müssen.

Dafür sollen alle gesetzlich Versi-
cherten nur noch eine Einheitsprämie 
bezahlen, der Chefarzt genauso viel 
wie die Krankenschwester. Wie hoch 
die Pauschale wirklich sein soll, lässt 
die Truppe um Angela Merkel aber 
noch offen. 

Profi tieren würden vom Modell der 
Kopfpauschale nach Berechnungen 
des Gesundheitsexperten Karl Lauter-
bach vor allem Singles. Auf Familien 
mit mehreren Kindern und niedrigerem 
Einkommen kämen hingegen Mehrbe-
lastungen zu.

Wesentlich ausgegorener ist da das 
Konzept der Bürgerversicherung. So 
könnten alle Einkommensbezieher ent-
lastet werden. Außerdem müssten alle 

Kopfpauschale 
oder Bürgerversicherung

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Selbstständige, Freiberufl er, Parlamen-
tarier und Beamte zur Finanzierung der 
Solidarsysteme beitragen. Gleichzeitig 
sollen die Beiträge stärker als bisher 
nach fi nanzieller Leistungsfähigkeit be-
messen werden. Außerdem sieht das 
Modell auch die Erhebung von Beiträ-
gen auf Kapitalerträge vor.  

Zusatzkosten für Versicherte 
durch Kopfpauschale

Krankengeld 7,2 Mrd. €

Zahnersatz 3,8 Mrd. €

Satzungs-
leistungen 6 Mrd. €

Durch einen verminderten Leis-
tungskatalog müssten die Ver-
sicherten nach dem Modell der 
Kopfpauschale folgende Kosten 
selber tragen:

4205064_Flugblatt2.indd   14205064_Flugblatt2.indd   1 26.07.2005   13:05:44 Uhr26.07.2005   13:05:44 Uhr

Mit der anstehenden Bundes- den Arbeitnehmern getragen werden. 

Weiterentwicklung der Kranken-, 
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Unser größtes Problem ist die 
anhaltende Massenarbeitslosigkeit. 
Seit Anfang der 80er wächst der So-
ckel der Langzeitarbeitslosen ste-
tig, die Zahl der Arbeitssuchenden  
steigt scheinbar ungebremst. Bis-
her sind alle Maßnahmen erfolglos 
verpufft.

Fordern und fördern. Mit diesem 
Motto wollte die amtierende Bundes-
regierung neue Dynamik auf dem Ar-
beitsmarkt erzeugen. Doch der Erfolg 
blieb aus. Vor lauter fordern war bei 
der Hartz-Gesetzgebung das Fördern 
unter die Räder gekommen. Union und 
FDP wollen den Druck auf Arbeitslose 
sogar noch weiter verschärfen und 
den Pfad einer aktiven Arbeitsmarkt-
politik komplett verlassen.

Union und FDP wollen die Zahl der 
Arbeitslosen reduzieren, indem die 
Zahlung von Arbeitslosengeld II auf 
höchstens zwölf Monate begrenzt und 
alle Leistungsempfänger  zwei Jahre 
bis zu zehn Prozent unter Tarif bezahlt 
werden können. 

Außerdem soll es nach Willen der 
Union bei Neueinstellungen in Betrie-
ben mit weniger als 20 Beschäftigten 
keinen Kündigungsschutz mehr geben. 

Für alle anderen soll er 
erst nach zwei Jahren 
im Betrieb gelten.

Die FDP will sogar  
weitere Verschärfun-
gen. So soll das Kün-
digungsschutzgesetz 
erst nach vier Jahren 
Zugehörigkeit und nur 
für Betriebe ab 50 Mit-
arbeiter gelten. Eine 
Erklärung, wie dies 
die Schaffung neuer 
Stellen stimulieren 
soll, bleiben die der-
zeitigen Oppositions-
parteien allerdings 
schuldig. 

Bereits unter Hel-
mut Kohl war der Kün-
digungsschutz schon 
einmal für ein paar 
Jahre eingeschränkt 
worden. Der Erfolg 
dieser Maßnahme für 
den Arbeitsmarkt war 
gleich null, die Zahl 
der Arbeitslosen stieg 
während dieser Zeit 
sogar an.

n Ein wachstums- und innova-
tionspolitisches Sofortprogramm 
muss gleich nach der Wahl aufge-
legt werden

n öffentliche Zukunftsinvestitio-
nen, um die Binnennachfrage zu 
stärken
n wirtschaftliche und soziale 
Innovationskonzepte fördern
n aktive Arbeitsmarktpolitik, um 
Lohndumping zu bekämpfen
n grundlegende Korrekturen an 
Hartz IV

IG Metall: Investitionen für 
neue Arbeitsplätze

Arbeitnehmerrechte als Spielball

888.900

2.304.014

3.889.685

4.704.000
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Entwicklung der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt

4205064_Flugblatt2.indd   24205064_Flugblatt2.indd   2 26.07.2005   13:05:57 Uhr26.07.2005   13:05:57 Uhr


